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„Das können wir unseren 
deutschen Kunden nicht erklären“, 
blz Juli-August 2007

Die nüchterne Bilanz sei hier noch 
nachgetragen: 3 von 83 SchülerInnen 
der Eberhard-Klein-Oberschule konnten 
bis Anfang Juli einen Ausbildungsver-
trag unterschreiben, obwohl 13 Prozent 
den Mittleren Schulabschluss (MSA) ge-
schafft hatten. Eine ganze Schülergene-
ration ausschließlich mit Migrationshin-
tergrund wird damit ins Aus manöv-
riert, wobei nicht nur arbeitsmarktpoli-
tische, sondern auch diskriminierende 
Aspekte wirksam werden. „Sie haben ei-
nen deutschen Pass, sind aber Türke“ 
und „Macht nicht so einen guten Ein-
druck bei den Hotels, wo wir jetzt tätig 
sind, wenn da Türken arbeiten“ bekam 
ein Schüler mit deutschem Pass und 
türkischem Migrationshintergrund bei 
seinem ersten Bewerbungsgespräch zu 
hören. Die Gebäudereinigungsfirma er-
kundigte sich außerdem nach den 
Deutschkenntnissen seiner Eltern und 
bot ein zweimonatiges unentgeltliches 
Praktikum in der Sommerzeit ohne wei-
tere Perspektive an. Die meisten Schü-
lerInnen erhielten nicht die Chance, ih-
re Stärken zu zeigen. Wann erkennen 
Wirtschaft und Politik den dringenden 
Handlungsbedarf?

 Christine Baur

Leute-Notiz zu Benno Linne, blz Juli-
August 2007

Mit großem Interesse lese ich als 
langjähriges Gewerkschaftsmitglied die 
blz, dabei auch die Rubrik „Leute“. Über 
die Notiz zu Benno Linne und seine Tä-
tigkeit als Schulleiter an der Deutschen 
Schule in Mexiko-Stadt bin ich aber sehr 
empört und finde, dass Sie mit diesem 
Text die Grenzen der journalistischen 
Anständigkeit und Fairness überschrei-
ten. Ob es überhaupt von allgemeinem 
Interesse ist, in welcher Art und Weise 
ein ehemaliger Mitarbeiter der Senats-
verwaltung seine Tätigkeit in Mittela-
merika ausübt, wäre eine weitere Frage. 
Was beabsichtigen Sie mit dieser Dar-
stellung? Abgesehen davon, dass ich 
auf der Grundlage vieler persönlicher 
und dienstlicher Kontakte zu Benno 
Linne eine solche pauschale, ironisch 
verkleidete Diffamierung seiner Arbeit 
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schnell im Buchhandel vergriffen war. 
Warum wohl? Weil Brigitte Pick mit ih-
ren Fallbeschreibungen die Lage einzel-
ner Schüler treffend beschreibt und 
diese mit einer strukturellen Kritik der 
Hauptschule als Restschule verbindet. 
Vor allem sieht sie die Perspektivlosig-
keit vieler ihrer SchülerInnen, ange-
sichts der enormen Jugendarbeitslosig-
keit. Was blieb ihr als Schulleiterin an-
deres übrig, als in konkreten Notsituati-
onen und Konflikten, persönlich einzu-
greifen und zu helfen – zu vermitteln?

Dass ein Teil der Hauptschullehrer-
schaft nicht mehr die Kraft hat, die 
schwierige Arbeit vor Ort zu bewälti-
gen, ist nicht neu. Die Zuspitzung im 
Frühjahr 2006 an der Rütlischule ist 
kein Zufall. Die besondere soziale 
Brennpunktsituation des Reuterkiezes 
in Neukölln ist schon lange bekannt. 
Brigitte Pick hat sie mit ihren „Geschich-
ten“ im Buch treffend charakterisiert. 
Ich fand auch die Beschreibung ihrer 
früheren Zeit als Junglehrerin an einer 
Sonderschule und den Wechsel an die 
Rütlischule in den siebziger Jahren le-
senswert. Man kann Brigitte Picks Buch 
sehr wohl als weiteren Beleg der Bil-
dungsmisere werten. Ihre persönliche 
Enttäuschung am Ende einer „langen 
Dienstzeit“ ist nachvollziehbar.

 Lothar Kunz 

in der Senatsverwaltung („keine Fange-
meinde“) in keiner Weise nachvollzie-
hen kann, finde ich es ungehörig, aus 
der zeitlichen und räumlichen Distanz 
heraus sich in dieser Art kritisch, ver-
letzend und persönlich herabsetzend 
über jemanden zu äußern, ohne dass 
der Betroffene die Möglichkeit hat, sich 
mit den Äußerungen auseinander zu 
setzen, Korrekturen vorzunehmen, 
Richtigstellungen oder Belege einzufor-
dern, einzelne Unterstellungen zu wi-
derlegen.

Ich bedauere, dass sich eine Gewerk-
schaftszeitung solcher diffamierender 
Methoden bedient, die ich allenfalls in 
Boulevardzeitungen erwartet hätte, oh-
ne sie dort etwa zu akzeptieren. Ich er-
warte eine Entschuldigung für diesen 
journalistischen faux-pas in der nächs-
ten Ausgabe der BLZ.

 Norbert Wimmer
(Die Redaktion nimmt sich die Kritik 

zu Herzen.)

Manfred Triebe über Brigitte Picks 
Buch „Kopfschüsse“, Juni-blz 2007

 Im Zentrum seiner Kritik liegen die 
Kollegenschelte der Schulleiterin der 
Rütlischule und deren Selbstrechtferti-
gungsversuche in ihrem Buch, das sehr 

LAND UNTER IN SÜDOST: VOM ERZIEHERÜBERHANG ZUM ERZIEHERMANGEL

Unter dem Motto „Land unter in SüdOst“ fand am 4. Juli bei strömenden Regen eine 
Aktion von Kitas aus dem Eigenbetrieb SüdOst statt. 200 ErzieherInnen, Kinder und 
ihre Eltern hatten sich zu einer Protestveranstaltung vor dem Rathaus Neukölln ver-
sammelt, um gegen den drohenden Abzug von 78 ErzieherInnen aus dem Eigenbe-
trieb SüdOst zu protestieren.
In den gebundenen und offenen Ganztagsgrundschulen besteht ein großer Ersatz-
bedarf an ErzieherInnen zu Beginn des neuen Schuljahres: Mindestens 200 Vollzeit-
stellen sind neu zu besetzen. Um dem drohenden Erziehermangel begegnen zu 
können, hatte die Senatsverwaltung für Finanzen bereits am 20. Juni verfügt, dass 
ErzieherInnen nicht mehr prämienbedingt ausscheiden können und die Alterszeit 
nur noch ab 60 Jahren in Anspruch genommen werden kann. Das zentrale Perso-
nalüberhangsmanagement hat nun außerdem verfügt, dass die 160 ErzieherInnen 
aus dem zentralen Stellenpool, die bislang in die Eigenbetriebskitas abgeordnet 
sind, an die Grundschulen wechseln sollen. 
Allein aus dem Eigenbetrieb SüdOst sollen 78 aus dem Stellenpool abgeordnete 
KollegInnen an die Grundschulen wechseln. Die meisten von ihnen (69) werden auf 
die gesetzlich vorgeschriebene Personalausstattung angerechnet. Es braucht nicht 
besonders viel Phantasie, um sich vorzustellen, was ein Abzug in dieser Größen-
ordnung bedeutet. Schon jetzt gibt es nicht besetzte Stellen, und wenn weitere 78 
Kolleginnen und Kollegen wegfallen, ist die gesetzlich vorgeschriebene Personal-
ausstattung (die ohnehin nicht ausreichend ist) nicht mehr gewährleistet. Von päd-
agogischer Kontinuität und Qualitätsentwicklung kann da kaum die Rede sein. 
Deshalb muss der Eigenbetrieb umgehend dafür Sorge tragen, dass alle ErzieherIn-
nen aus dem Stellenpool, die im Eigenbetrieb SüdOst für die gesetzlich vorgeschrie-
bene Personalausstattung benötigt werden, dort bleiben und auf festen Stellen be-
schäftigt werden. Wenn es nicht genügend ErzieherInnen im Stellenpool geben soll-
te, müssen neue ErzieherInnen eingestellt und Teilzeitkolleginnen aufgestockt wer-
den. Bärbel Jung
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und andere Ermäßigungstatbestände und ein Teil 
der Verwaltungsstunden dem Rotstift zum Opfer 
fielen. 

Die fünfte Prüfungskomponente

Die AbiturientInnen hatten in diesem Schuljahr 
diese neue Prüfung als verbindlichen Teil ihrer 
Reifeprüfung. Die SchülerInnen haben dabei die 
Möglichkeit, zwischen zwei Formen der Prüfung 
und Prüfungsvorbereitung zu wählen. Entweder 
sie schreiben eine so genannte besondere Lern-
leistung (BLL – eine schriftliche Arbeit im Umfang 
von mindestens 20 Seiten, etwa vergleichbar mit 
einer Proseminararbeit in der Universität) oder sie 
absolvieren eine Präsentationsprüfung. Es handelt 
sich hier um zusätzliche Belastungen, die die Kol-
leginnen zu tragen haben. Die BLLs müssen sach-
gerecht (inhaltlich und methodisch) betreut und 
von zwei KollegInnen begutachtet werden. Am En-
de steht ein Kolloquium, zu dem erneut die zwei 
KollegInnen den Prüfling zu seinem Konvolut be-
fragen. Betreuung, Einlesen und Gutachten erfol-
gen eben mal so ganz nebenbei in den Weihnachts-
ferien. Ähnlich verhält es sich mit der 
Präsentations prüfung als fünfte Prüfungskompo-
nente. Auch hier muss zumindest bei der Themen-
wahl Orientierungs hilfe gegeben werden. Am Ende 
stehen dann die 20-40minütigen (je nach Prü-
fungsgruppengröße) Präsentationen und wieder 
ein Prüfungsgespräch. Als äußerst problematisch 
erweist sich die Tatsache, dass es offensichtlich 
sogenannte Magnetlehrer gibt, die aufgrund ihrer 
Fächerkombination (oft gefragt II. Aufgabenfeld, 
Biologie) oder gewisser Schülerfreundlichkeit viel 
mehr solcher Arbeiten (BLL und Präsentationsprü-
fung) zu betreuen haben als andere. Hier sollte die 
Schule Möglichkeiten schaffen, dass eine gerech-
tere Verteilung dieser Zusatzarbeit erfolgen kann. 

Generell lässt sich konstatieren, dass vor allem 
durch diese BLL die SchülerInnen sicherlich eine 
Menge für die Studiumsvorbereitung geleistet ha-
ben und engagiert zu Werke gingen, allerdings 
wieder auf dem Rücken der LehrerInnen. Wäre es 
nicht möglich, die fünfte Prüfungskom ponente in 
Form eines ausgearbeiteten Referats oder einer 
Präsentation in den Unterricht, möglicherweise 
auch mit einer Beurteilung durch zwei KollegIn-
nen, einzubeziehen? 

Das Zentralabitur

In den drei Fächern Deutsch, Mathematik und 
Englisch (beziehungsweise der ersten Fremdspra-
che) fand in diesem Jahr entsprechend dem bun-
deswei ten Trend nun auch in unserer Stadt das 
erste Zentralabitur statt. Dazu gab es vorher Fach-
briefe, Fach konferenzen und natürlich das Probea-
bitur. Dies erwies sich aus unserer Sicht als hilf-
reich. SchülerInnen und KollegInnen wurden so 
mit dieser Prüfungsform konfrontiert, zudem wur-
den durch entsprechende Rückmeldungen Verbes-
serungsvorschläge für den Hauptlauf gemacht, die 
dann eingearbeitet worden sind. In allen Fächern 

konnten dabei die Lehrkräfte eine Vorauswahl tref-
fen, anschließend hatten die Prüflinge nochmals 
die Möglichkeit der Wahl. Dieses insgesamt faire 
Angebot fand bei den meisten KollegInnen Zu-
spruch.

Natürlich haben die KollegInnen der dezentralen 
Fächer jetzt im Vergleich zu den Zentralabifächern 
eine größere Abiturvorbereitung durch die Aufga-
benerstellung. Daraus allerdings abzuleiten, das 
Zentralabi für alle Fächer zu fordern, erscheint 
aus unserer Sicht zu kurz gegriffen. Jahrelang ha-
ben die GEW-Gremien gegen das Zentralabitur Stel-
lung bezogen, die entsprechenden Argumente sol-
len an dieser Stelle nicht alle wiederholt werden. 
Zumindest für die gesellschaftswissenschaftlichen 
Fächer Politikwissenschaften und Geografie er-
scheint nicht nur aus Aktualitätsgründen das Zen-
tralabi ungeeignet. Allerdings sollten für alle Fä-
cher Vereinfachungen (z.B. Raster wie im Fach 
Englisch) bei der Korrektur ermöglicht werden. 
Auch an die Vergabe der Zweitkorrektur an die ei-
gene Schule sollte angesichts der kürzeren Korrek-
turzeiten gedacht werden.

Durch die gezielte Vorbereitung, die veränder-
ten Korrekturbedingungen im Fach Englisch (Weg-
fall des Fehlerquotienten) und die erleichterten 
Anforderungsprofile in den Naturwissenschaften 
und in Mathematik (Note 1+ bei 95 Prozent bzw. 
Note 4 bei 45 Prozent der erbrachten Leistungen) 
wurde in den meisten Berliner Schulen ein besse-
rer Abiturdurchschnitt erreicht. Zum besseren Ab-
schneiden des Abiturjahrganges trug natürlich 
auch die fünfte Prüfungskomponente bei, denn 
auf diese Präsentation bzw. die BLL konnten sich 
die Prüflinge gezielter vorbereiten und damit 
Punkte sammeln. Allerdings geben wir zu beden-
ken, dass zum Teil die verbesserten Leistungen 
durch eine Niveauabsenkung erreicht wurden. 
Dies sollte nicht unser Anspruch sein. Zudem 
könnte es dazu beitragen, dass die Universitäten 
vermehrt Einstellungstest vornehmen.

Der veränderte Prüfungsablauf

Die zentralen Prüfungen lagen unmittelbar nach 
den Osterferien und damit schmolz die Korrektur-
zeit für alle betroffenen KollegInnen auf einen fast 
unerträglich kurzen Zeitraum. Dies belastete die 
Lehrkräfte am meisten. Im schlechtesten Fall blie-
ben für Erst- und Zweitkorrektur insgesamt vier 
Wochen Zeit, zuvor waren es für den Erst- und 
Zweitkorrektor jeweils sechs Wochen. In dieser 
Zeit lagen dann immer unterrichtsfreie Tage (Feri-
en genannt), diesmal gab es das nicht. Die Kolle-
gInnen waren in diesem Zeitraum von der Unter-
richtsverpflichtung in ihren 13er Kursen befreit, 
allerdings kann das nicht als ausreichend bezeich-
net werden. Die Senatsverwaltung machte zudem 
das Zugeständnis, dass schulintern Korrekturtage 
vergeben werden konnten. 

Diese Regelung gab es aber nicht offiziell, son-
dern nur an Schulen, wo KollegInnen dies forder-
ten. Das ist keine faire und transparente Verfah-
rensweise. Trotzdem bleibt zu konstatieren, dass 
die Qualität der Korrekturen leidet, dass die Ge-4
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Als endlich fest stand, dass wir nach den Ver-
gleichsarbeiten 2004 nun auch der erste Jahr-

gang sein werden, der in Berlin das Zentralabitur 
ausprobieren würde, sah ich der Sache alles ande-
re als skeptisch entgegen. Aus inzwischen uner-
klärlichen Gründen vertrat ich die Meinung, die 
zentralen Prüfungen würden uns Versuchskanin-
chen auf jeden Fall zugute kommen, schließlich sei 
es mit den Vergleichsarbeiten ähnlich gewesen. 

Mich erwartete das Zentralabitur im Leistungs-
kurs Deutsch und im Grundkurs Englisch. Bereits 
Anfang des ersten Semesters haben wir uns im 
Deutschkurs die Themenbereiche für das Abi an-
gesehen, doch keiner konnte sich wirklich etwas 
darunter vorstellen. Was uns nun tatsächlich im 
neuen Abitur erwartet wurde, sollten die Probe-
klausuren im September 2006 zeigen. 

Auffällig war hier bereits der spärliche Informa-
tionsfluss, worauf der Fokus dieser Arbeiten lie-
gen würde. Besonders in Gesprächen mit Schüle-
rInnen anderer Schulen zeigte sich immer wieder, 
dass jeder Kursleiter andere Schwerpunkte bei der 
Besprechung und Auswahl von Lektüren setzte. 

Hatte ich in Mathematik aufgrund eines kopier-
ten Schreibens des Senats über die gestellten An-
forderungen noch das Gefühl, gut vorbereitet in 
die Klausur zu gehen, war das in Englisch alles an-
dere als der Fall. Hier kamen mir beide vorgeleg-
ten Aufgabenvorschläge schon im entfernten Sin-
ne bekannt vor, jedoch konnte ich mir beim bes-
ten Willen nicht vorstellen, welche Konkretionen 
der Erwartungshorizont enthielt. Bei der anschlie-
ßenden Besprechung der Probeklausuren war mir 
endgültig klar: Selbstläufer werden die neuen Prü-
fungen nicht!

Interessant ist an dieser Stelle, wie verschieden 
jede Lehrkraft mit der für alle nicht vertrauten Si-
tuation umging. Trafen einige zum Beispiel in den 
Fächern Deutsch und Mathematik mit ihren Schü-
lerInnen Absprachen, welches Thema auf jeden 
Fall aussortiert werden würde, verweigerten ande-
re diese Kooperationsmöglichkeit strikt. Hier lässt 
sich das Ziel „Einheit und Gerechtigkeit“ der zen-
tralen Prüfungen aufgreifen. Ein Teil der Abituri-
enten war gezwungen, sich auf alle vier möglichen 
Themenbereiche vorzubereiten, während andere  
im Vorhinein wussten, dass sie sich um diesen 
oder jenen Bereich nicht kümmern müssen.

Andere SchülerInnen bekamen von ihren Kurs-
leiterInnen gesagt, was diese sich annähernd an 
Aufgabenstellungen vorstellen konnten. Erwar-
tungshorizonte aus dem Probeabitur wurden ko-
piert und besprochen. 

Als die Bepunktung der Probeklausuren mit dem 
Erwartungshorizont verglichen wurde, ergaben 
sich neue Fragezeichen. Ein Teil der KorrektorIn-
nen gab relativ großzügig Punkte für angeschnit-
tene, aber dennoch inhaltlich mit dem Erwarteten 
übereinstimmende Ausführungen, andere beharr-
ten fast auf den Wortlaut des Vordrucks.

Unerklärlich für uns SchülerInnen bleibt bis 
heute, warum in den Probeklausuren der neue mil-
dere Bewertungsmaßstab angewandt wurde, ob-
wohl von vornherein bekannt war, dass im Abitur 
wieder der alte, härtere zählen würde. Der neue 
Bewertungsmaßstab legt fest, dass mit fünf Pro-

zent weniger Leistung die gleiche Note bezie-
hungsweise Punktzahl wie nach der alten Skala er-
reicht werden kann. 

Abschließend bleibt mir nur festzuhalten, dass 
das Zentralabitur sicherlich von Vorteil sein wird, 
um berlinweit bessere Vergleichsmöglichkeiten zu 
haben. Jedoch muss meiner Meinung nach noch 
genau an den Absprachen zur Vorbereitung gear-
beitet werden. So wie es jetzt ist, ist es ungerecht 
und die Leistungen sind nicht wirklich miteinan-
der vergleichbar.  

Was kommt denn eigentlich dran?
Über Gerechtigkeit und Vergleichbarkeit des Zentralabiturs.

von Nina Niedermeyer , Abiturientin
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Senator Klaus Böger hatte die Berliner 
Schule noch mit einer Fülle von Refor-

men überschwemmt. Sein Nachfolger ist 
da verhaltener; im pädagogischen Be-
reich konzentriert er sich auf das gebets-
mühlenartige Wiederholen der Forderung 
nach individuelle Förderung bei gleich-
zeitigem Ausweichen der Frage, wie die 
zur Erreichung dieses Zieles notwendi-
gen Rahmenbedingungen beschaffen 
sein müssten. Dafür hat Jürgen Zöllner 
sich auf dem Feld der Schulorganisati-
on weit vorgewagt. Das neue Schuljahr 
wird nach drei Prinzipien organisiert:
• Alle Schulen beginnen das neue 
Schuljahr mit einer maximalen Ausstat-
tung von 100 Prozent.
• Für kurzfristigen Vertretungsbedarf 
können die Schulen einen Pool in Höhe 
von 3 Prozent ihres anerkannten Bedar-
fes selbst bewirtschaften.
• Bei längerfristigem Vertretungsbe-
darf – „längerfristig“ bedeutet konkret : 
mehr als drei Monate – wird über das 
Verfahren der zentralen Nachsteuerung 
eine Lehrkraft mit einem Fristvertrag 
eingestellt.

100 Prozent – und keine Stunde mehr

Zunächst bleibt festzuhalten, dass 
Zöllner der erste Senator ist, der die 
Schulen ohne jegliche Reserve ins neue 
Schuljahr gehen lässt. Böger hatte vor 
vielen, vielen Jahren noch 500 Vollzeit-
lehrereinheiten für Vertretungsbedarf 
eingeplant; die sind schon lange weg. 
In den Organisationsrichtlinien des 
letzten Schuljahres waren noch 2 Pro-
zent für Vertretungsbedarf vorgesehen 
– auch weg. Nun können alle Schullei-
tungen nur hoffen, dass in den Ferien 
niemand krank geworden ist.

Um überall die 100 Prozent zu errei-
chen, wurde in den letzten Wochen des 
alten Schuljahres ein gigantisches Um-
setzungskarussell in Gang gesetzt. Da-
bei ging es lediglich um rechnerische 

Ein eigenständiger Schultopf könnte da-
bei viele Probleme lösen: Die Schullei-
tung schaut auf die interne Liste (auf 
der ja nur Freiwillige stehen), sucht Kol-
legInnen mit den entsprechenden Fä-
chern, spricht mit ihnen die Planung 
der nächsten zwei Wochen ab, und alles 
ist in Butter. Die Vertretung kann 
schnell organisiert werden; es wird 
fachgerecht vertreten; die KollegInnen 
bekommen für jede Stunde die entspre-
chende volle Vergütung; für die ande-
ren entfällt Vertretungsunterricht und 
eventuell Mehrarbeit. 

So wird das Konzept auch der Öffent-
lichkeit gegenüber verkauft, und das 
nicht einmal ungeschickt. Nur GEW und 
Personalräte sind mal wieder dagegen!

Ein Grund dafür ist, und der wird 
auch von den Schulleitungen geteilt, 
dass 3 Prozent nie und nimmer ausrei-
chen, um den tatsächlich anfallenden 
Unterrichtsausfall abzudecken. Der lag 
selbst nach den Berechnungen der Se-
natsverwaltung in den letzten Jahren 
immer gleichbleibend zwischen 6 und 
7 Prozent. Was macht eine Schule, wenn 
der Topf leer ist? Lässt sie am Anfang 
des Schuljahres Unterricht ausfallen, 
um dann im Herbst/Winter, wenn die 
Grippewelle droht, noch etwas im Topf 
zu haben? Die Versprechung, dass man 
nicht ausgeschöpfte Mittel ins nächste 
Schuljahr mitnehmen darf, ist nur ein 
billiger Köder – es bleibt nichts übrig! 

Schwerwiegender für unsere Ableh-
nung ist ein anderer Grund: Wer kommt 
wie auf die Listen? Das Zöllnersche Mo-
dell kennt zwei Wege: Man kann sich di-
rekt bei den Schulen melden und man 
kann sich in einer zentralen Liste ein-
tragen lassen. Diese Liste hat den schö-
nen Namen BEOv (Bewerbungen und 
Einstellungen Online für Vertretungs-
einstellungen).

Hier beginnt das eigentliche Problem. 
Wer hat einen Überblick über den Per-
sonenkreis auf den Listen der 622 Schu-
len, die bei dem Projekt mitmachen 

Ausgleiche. Pädagogische Kontinuität? 
Egal! Schulentwicklung? Irrelevant! Fach-
liche Kompetenzen? Völlig schnurz!

Und so sollen jetzt KollegInnen der 
Sek II an die Grundschulen gehen, um 
dort den Bedarf in der flexiblen An-
fangsphase abzudecken. Eine Schule in 
Neukölln war bei 100,3 Prozent, hatte 
also rund sechs Stunden mehr als ihr 
zusteht; schon musste jemand gehen. 
An einer berufsbildenden Schule sollten 
zwei 64-Jährige umgesetzt werden; das 
konnte noch verhindert werden. Am 
übelsten ist folgender Tatbestand: Den 
Paritätischen Kommissionen wurden 
zahlreiche KollegInnen gemeldet, die 
sich freiwillig umsetzen lassen wollten, 
darunter nicht wenige, die von ihrer 
„Freiwilligkeit“ erst hörten, als sie die 
Umsetzungsverfügung in den Händen 
hielten oder als die Personalräte bei ih-
nen nachfragten, ob sie denn wirklich...

Es gab eine klare Alternative: Wenn 
man schon das Gesamtkonzept durch-
drücken will – warum lässt man nicht 
eine Schule bei 102 Prozent, spart sich 
die Umsetzungen, lässt die erfahrenen 
und eingearbeiteten KollegInnen vor 
Ort und verkleinert entsprechend den 
Vertretungspool? Unter dem Strich wäre 
das gleiche herausgekommen. Die Zöll-
nersche Projektgruppe zur Lehrerzutei-
lung hat einen derartigen Vorschlag ge-
macht; die Verwaltung soll nun prüfen, 
ob in den nächsten Schuljahren eine 
Bandbreite mit einer eventuellen Über-
ausstattung für eine gewisse Zeit in 
Kauf genommen werden soll. Aber für 
das kommende Schuljahr waren diese 
sinnvollen Vorschläge noch zu früh. 

Der Drei-Prozent-Topf

Der allergrößte Teil des Unterrichts-
ausfalls wird durch kurzfristige Erkran-
kungen verursacht. Ebenso kurzfristig 
muss sich dann die Schulleitung auf die 
Suche nach Vertretungskräften machen. 

Drei wacklige Säulen
Jürgen Zöllner zeigt sich beratungsresistent – und lässt die Schulen im Regen stehen. 

von Peter Sinram, Personalrat berufsbildende Schulen
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wollen? Und wer hat einen Überblick da-
rüber, welche dieser Personen einen 
oder mehrere kurzfristige Vertretungs-
einsätze gehabt haben? Eines ist klar: 
Die Zentrale hat diesen Überblick nicht 
und will ihn auch gar nicht haben – sol-
len das doch die Schulen alleine regeln. 
Die Personalräte haben ihn auch nicht, 
denn befristete Arbeitsverhältnisse unter-
halb von zwei Monaten sind nicht mit-
bestimmungspflichtig, und es ist zwei-
felhaft, ob alle 622 Schulleitungen im-
mer brav den Personalrat informieren.

Andererseits erwirbt man sich über 
einen Fristvertrag einen eventuellen 
Vorrang bei der Vergabe von unbefriste-
ten Stellen. Mit anderen Worten: Wenn 
hier nicht von Anfang an Klarheit und 
Transparenz herrschen, kann man sich 
in Zukunft jedes geordnete Einstel-
lungsverfahren abschminken. 

Deshalb haben die GEW-Personalräte 
einen konstruktiven Vorschlag gemacht. 
Wir haben den Abschluss einer Dienst-
vereinbarung zu den schulischen Listen 
angeboten. Diese Listen sollten nur Per-
sonen enthalten, die nicht an einem un-
befristeten Arbeitsverhältnis interes-
siert sind, z.B. Teilzeitbeschäftigte, Kol-
legInnen in Elternzeit oder in der Ruhe-
phase der Altersteilzeit, Pensionäre, 
dienstunfähige KollegInnen. Wenn die 
für einen begrenzten Zeitraum mit ei-
ner begrenzten Stundenanzahl aushel-
fen wollen, dann soll es deren Entschei-
dung sein. Und die Schulleitungen le-
gen zwei Mal im Jahr den Beschäftigten-
vertretungen die Listen vor. Wenn dann 
Kollege Meier sich krank meldet, schaut 
die Schulleitung auf die Listen und 
macht dann den Vertretungsplan. Ende 
des Verfahrens. Wer nun die nötigen 
Stunden gibt, kann einem Personalrat 
herzlich egal sein. 

Offensichtlich war das zu einfach. 
Vor allem die Eingrenzung auf den obi-
gen Personenkreis wollte die Verwal-
tung nicht akzeptieren. Ihrer Meinung 
nach sollte der Kreis weiter gezogen 
werden. Ein Beispiel: Lehramtsstudie-
rende ab dem vierten Semester sollen 
sich auch melden können! Nun hat die 
GEW BERLIN immer gefordert, dass The-
orie und Praxis in der Ausbildung stär-
ker verzahnt werden müssen, dass 
Lehramtsstudierende möglichst früh 
den Schulalltag kennen lernen sollen – 
das aber bitte mit Begleitung, im Rah-
men des Studiums, mit Hilfestellung 
und Auswertung. Diese Vorschläge ha-
ben die LehrerbildnerInnen in der Ver-
waltung jahrzehntelang ignoriert. Nun 
soll wohl der „Stundenlehrer“ durch die 
kalte Küche wieder eingeführt werden, 
und zwar als Lückenbüßer.

Wie dem auch sei, die Dienstverein-

bringt. Das hieß in der Konsequenz, 
dass Einstellungen dann nicht zuge-
stimmt wurde, wenn noch Fristis mit 
gleicher Laufbahn und Fach/Fächern 
vorhanden waren. Diese hat in vielen 
Fällen dazu geführt, dass die Fristver-
träglerInnen ein Einstellungsangebot 
bekamen – aber mit den obigen Ein-
schränkungen. Und die GEW-Personalrä-
te konnten nur so agieren, weil sie die 
einzigen waren, die einen Überblick 
über diesen Personenkreis hatten.

Dieser Notbehelf wird nun zum Re-
gelfall. Alles auf 100 – und sonstiger 
langfristiger Bedarf nur noch über Frist-
verträge. Das Prinzip „Hire and fire“ 
wird flächendeckend auf die Schulen 
übertragen. 

Was kommt hinten raus?

Auf diesem Weg wird ein zentraler 
Baustein des Bögerschen Schulgesetzes 
zu Grabe getragen. Er hatte doch stolz 
verkündet, dass die Schulleitungen nun 
allein darüber entscheiden würden, wer 
an ihren Schulen eingestellt wird und 
wer nicht. Mit diesem Argument ist die 
Verwaltung noch vor das Bundesverwal-
tungsgericht gegangen und hat damit 
die Mitbestimmungsrechte der Perso-
nalräte bei der Auswahl von Schulleite-
rInnen beseitigt. Und nun? Schulbezo-
gene Ausschreibungen – einstmals ge-
dacht als Herzstück der schulischen 
Personalentwicklung – sind so gut wie 
verschwunden. Und wenn ich eine Refe-
rendarIn halten will, weil er oder sie 
haargenau in das Schulprofil passt? 
Welche Schulleitung kann denn wissen, 
ob nicht irgendwo ein entsprechender 
Fristverträgler mit dem gesetzlich abge-
sicherten Vorrang unterrichtet? 

Die Personaldecke ist zu knapp, 100 
Prozent reichen nicht. Der Vertretungs-
topf ist zu knapp bemessen, 3 Prozent 
reichen nicht. Die Zentrale wird keinen 
Überblick mehr darüber haben, wer wo 
wie tätig ist. Die Personalräte werden 
auch nicht mehr genau wissen, wer an 
den Schulen einen Kürzestvertrag hat. 
Die Schulleitungen haben die Verant-
wortung und müssen sich durchwurs-
teln. Das Modell „Unterrichtsgarantie 
plus“ in Hessen, das eines der Vorbilder 
für Berlin war, ist dort soeben glorios 
gescheitert. Berlin bleibt beratungsres-
istent.

Eingedenk der Überschrift schließen 
wir mit Ludwig Uhland:

„Noch eine hohe Säule
zeugt von verschwund’ner Pracht,
Auch diese, schon geborsten,
kann stürzen über Nacht.“  

barung wird wohl nicht zustande kom-
men. Das heißt aber auch, dass es für 
die schulischen Listen kein geregeltes 
Verfahren gibt. Kreativität ist angesagt: 
622 Schulleitungen warten auf diejeni-
gen, die an ihre Tür pochen, und bas-
teln sich eine Liste.

Das zweite Listenverfahren ist inzwi-
schen fertig: Das Beteiligungsverfahren 
mit dem Hauptpersonalrat zu BEOv ist 
beendet, alle Interessierten können sich 
elektronisch eintragen lassen. Dabei 
war in der ersten Vorlage noch ein wun-
derhübscher Satz enthalten, den der 
HPR herausboxen konnte. Zunächst 
sollten sich alle Menschen bewerben 
dürfen, „die sich berufen und befähigt 
fühlen, in Berliner Schulen zu unter-
richten.“ Die Ersetzung eines Fachstudi-
ums durch ein Gefühl – eine derartig 
leichtfertige Entwertung jeglicher Pro-
fessionalität hatte sich ein Böger nicht 
getraut. Jetzt heißt es: „Interessierte 
Lehrkräfte, aber z.B. auch Absolventin-
nen und Absolventen anderer Studien-
richtungen oder Studentinnen und Stu-
denten insbesondere für das Lehramt 
können sich ab sofort online ... für eine 
Vertretungstätigkeit bewerben.“ Wie die 
Konkurrenz der 622 Schulen um die 
wenigen Menschen z. B. für das Fach 
Latein konkret aussieht, wie schnell die 
angeforderte Vertretungskraft vor Ort 
ist, wie vollmundig die Zöllnerschen 
Versprechungen waren – das werden 
wir in den nächsten Monaten hautnah 
miterleben können.

Letzter Ausweg: der Fristvertrag

Mit diesem Modell wurde bereits im 
letzten Schulhalbjahr flächendeckend 
operiert. Am Schluss waren über 300 
KollegInnen im Berliner Schuldienst tä-
tig mit der Perspektive, spätestens am 
11. Juli wieder ALG II entgegennehmen 
zu dürfen. Dabei war allen klar, dass 
diese KollegInnen nicht längerfristigen 
Krankheitsausfall abdeckten, sondern 
im Regelunterricht tätig waren. Die 
knappe Ausstattung ließ überhaupt 
nichts anderes zu. 

Es ist uns nicht gelungen, trotz der 
vielfältigen Aktivitäten auch von Eltern, 
Kollegien, Schulleitungen und Schüle-
rInnen und trotz des auch hier positi-
ven Medienechos, für alle Fristverträge 
eine Entfristung zu erreichen. Die Per-
sonalräte der GEW BERLIN hatten sich 
auf eines geeinigt: Es gibt nun einmal 
ein Teilzeit- und Befristungsgesetz und 
eine Sonderreglung zum Bundesange-
stelltentarifvertrag, wonach ein Frist-
vertrag einen Vorrang bei der Einstel-
lung auf unbefristete Stellen mit sich 
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Vor einem Jahr verabschiedete die 
Landesdelegiertenversammlung (LDV) 

nach vielen vorangegangenen Diskussi-
onen mit eindeutiger Mehrheit den An-
trag „Eine Schule für alle“. Dieser Be-
schluss war unter anderem Grundlage 
für die Einrichtung des Runden Tisch 
Gemeinschaftsschule Berlin. 

Für einige ist dieser Runde Tisch in-
zwischen eine selbstverständliche Sa-
che; für andere noch eine unbekannte. 
Deshalb an dieser Stelle kurz zur Ge-
schichte und der Arbeit. Der Runde 
Tisch Gemeinschaftsschule Berlin ist ei-
ne verbandsübergreifende Berliner Ini-
tiative, eine Bürgerinitiative, die sich 
für „Eine Schule für alle“ einsetzt.

Vor einem Jahr lud Marliese Seiler-
Beck zum ersten Treffen ein. Von An-
fang an war die Resonanz überwälti-
gend. Fast alle Eingeladenen kamen und 
blieben dabei. Außer der GEW als Initia-
torin beteiligen sich VertreterInnen wei-
terer Gewerkschaften und des DGB, von 
drei Parteien, des Grundschulverbands, 
der Gemeinnützige Gesellschaft Ge-
samtschule (GGG), des Verbands deut-
scher Sonderschulen (vds), des Arbeits-
kreises Gemeinsame Erziehung, des 
Türkischen Bunds, des Türkischen El-
ternvereins so wie Interessierte der Uni-
versität und mehrerer Schulen. Manch-
mal sitzen am Runden Tisch 40 Interes-
sierte. 

Unsere Positionen

Bisher verabschiedete der Runde 
Tisch Gemeinschaftsschule Berlin den 
Aufruf „Für eine gemeinsame Schule für 
alle“, der in der Geschäftsstelle der GEW 
erhältlich ist, und für den wir immer 
noch Unterschriften sammeln, und das 
hier abgedruckte Positionspapier. 

Im Positionspapier haben wir festge-
halten, welche Grundsätze und Rege-
lungen nach unserer Auffassung bei der 
Einrichtung von Gemeinschaftsschulen 
unabdingbar sind und berücksichtigt 
werden müssen. Der erste Grundsatz 
ist uns sehr wichtig. Die Gemeinschafts-
schule kann nach unserer Auffassung 

chen eben auch unterschiedlich ge-
schieht. Lernen ist ein subjektiver und 
aktiver Vorgang. Erinnert sei hier nur 
an die Schulen, die den Schulpreis er-
hielten oder an die, die sich zu dem 
Netzwerk „Blick über den Zaun“ zusam-
men geschlossen haben. 

In allen Berichten über diese Schulen 
steht, dass der schulische Entwick-
lungsprozess Jahre gedauert hat. 

Die Fachtagung zur Gemeinschaftsschule 

Für den „Runden Tisch“ war klar: Eine 
Fachtagung als Initialzündung muss her 
– eine Fachtagung als Ort, an dem kon-
krete Erfahrungen von schon bestehen-
den „neuen“ Schulen, der Stand der in-
ternationalen Diskussion und der prak-
tischen Schulentwicklung als Anstöße 
für die praktische Umsetzung in Berlin 
nutzbar gemacht werden. Initialzün-
dung deshalb, weil diese Tagung nur 
die erste unter weiteren sein kann: Die 
zentralen Fragestellungen konnten nur 
andiskutiert und „Impulse für den Um-
gang mit Heterogenität“ gegeben wer-

nur eine inklusive Schule sein, die von 
allen Kindern und Jugendlichen besucht 
wird, unabhängig von ihrer Herkunft, 
etwaigen Beeinträchtigungen und da-
von, ob sie über besondere Potenziale 
verfügen. Mit der Einführung der Ge-
meinschaftsschule ist die Erwartung 
verknüpft, mehr Chancengleichheit und 
-gerechtigkeit zu ermöglichen. Interna-
tionale Vergleichsstudien belegen, dass 
Kinder in Schulsystemen, die ein länge-
res gemeinsames Lernen ermöglichen, 
ein insgesamt höheres Kompetenzni-
veau erreichen können. 

Und was macht die immer wieder er-
wähnten Leuchtturmschulen so erfolg-
reich? Wie lernen die SchülerInnen 
dort? Es wird u.a. die Fähigkeit zum 
selbstorganisierten Lernen gestärkt und 
großen Wert auf die individuelle Förde-
rung gelegt, um eine maximale Leis-
tungsentwicklung für alle SchülerInnen 
zu bewirken. Außerdem ist es selbst-
verständlich, dass alle Lerngruppen he-
terogen zusammengesetzt sind. Daraus 
ergibt sich die Schlussfolgerung, dass 
das Lernen in einer heterogenen Lern-
gruppe bei allen Kindern und Jugendli-

Mit der Gemeinschaftsschule in Berlin geht es voran
Ein Bericht zum Stand der Pilotphase und zur Fachtagung.

von Marliese Seiler-Beck und Thomas Isensee

Podiumsdiskussion zur Gemeinschaftsschule mit Siegfried Arnz, Ulf Preuss-Lausitz, Ulla Widmer-Rockstroh, Jens 
Großpietsch und Achim Albrecht. FOTO: CHRISTIAN V. POLENTZ/TRANSIT
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den. Der Prozess der Entwicklung von 
Gemeinschaftsschulen erfordert eine 
Begleitung von außen, einen kontinuier-
lichen Gedankenaustausch über positi-
ve Erfahrungen und Schwierigkeiten 
zwischen allen Beteiligten und den 
längst überfälligen Diskussionsprozess 
darüber, was wir unter Bildung eigent-
lich verstehen.

Wie wichtig ein solcher Prozess ist, wur-
de durch das Impulsreferat von Mats 
Ekholm, dem früheren Leiter der schwe-
dischen Schulbehörde „skolverket“ und 
zuletzt Professor für Erziehungswissen-
schaften, deutlich. Neben den zahlrei-
chen Denkanstößen für die pädagogi-
sche Schulentwicklung, die zu referie-
ren den Rahmen dieses Artikels  spren-
gen würde, machte Mats Ekholm den 
TeilnehmerInnen klar, wie wichtig ein 
langfristiger und vorurteilsloser Dis-
kussionsprozess über Inhalte und Ziele 
schulischer Bildung ist. Er skizzierte 
den schwedischen Prozess, der insge-
samt über 100 Jahre dauerte, hin zum 
Konsens darüber, dass nicht nur Philo-
logie und Mathematik zum Studium be-
fähigen, sondern auch berufsbezogene 
Inhalte ein wichtiger Bestandteil einer 
umfassenden Bildung für alle sind. 

Ein Beitrag zur Diskussion

Die Fachtagung ist ein Beitrag zu ei-
ner solchen langfristigen Diskussion. 
Das beginnt mit dem Positionspapier 
des „Runden Tischs“ selbst und muss in 
einem lebendigen Prozess ständig wei-
ter betrieben werden. Die Ergebnisse 
der Fachtagung, wie sie in den Impuls-
referaten und den Protokollen der Ar-
beitsgruppen festgehalten sind, werden 
dazu beitragen, das Positionspapier 
weiter zu entwickeln und zu konkreti-
sieren. Das schafft Einwirkungsmög-
lichkeiten auf drei Ebenen: auf die öf-
fentliche Diskussion, auf die praktische 
Unterstützung der Kollegien vor Ort bei 
der Umsetzung des Projekts und auf 
die Vorgaben der politisch-administrati-
ven Steuerung. 

Das abschließende Podium deutete 
bereits an, auf welchen Feldern sich die 
weitere Diskussion bewegen wird. Eine 
intensive Arbeit der Schulentwicklung 
ist der Weg, für Gemeinschaftsschulen 
öffentliche Akzeptanz zu erzeugen, so 
wie es erfolgreiche Schulen vorgemacht 
haben. Diese wird durch prozessbeglei-
tende Forschung begleitet.

Die hohe TeilnehmerInnenzahl bis 
zum Abschlusspodium hat gezeigt, mit 
wie viel Spannung und Interesse die 
Diskussion verfolgt wurde. Die nächste 
Fachtagung kommt bestimmt.

GEMEINSCHAFTSSCHULE BERLIN: ZIELE, GRUNDSÄTZE UND REGELUNGEN
(Positionspapier; Stand: 23.5.2007)

Ziele
1. Die Berliner Gemeinschaftsschule leistet als Bildungseinrichtung für alle Kinder 
und Jugendlichen einen wesentlichen Beitrag zur Stärkung und Weiterentwicklung 
einer demokratischen Gesellschaft mündiger Bürger.

2. Die Berliner Gemeinschaftsschule ermöglicht allen Kindern und Jugendlichen 
kognitive, personale und soziale Kompetenzen zu entwickeln, die zur aktiven und 
selbstbestimmten Lebensgestaltung in der demokratischen Gesellschaft beitragen.

3. Die Berliner Gemeinschaftsschule setzt sich angesichts der auf verschiedenen 
Ebenen unzureichenden Bildungserfolge des derzeitigen deutschen Schulsystems 
folgende konkrete Ziele:
• Hebung des Kompetenzniveaus aller Kinder und Jugendlichen;
•  Verringerung der Abhängigkeit des Bildungserfolgs von Kindern und Jugendli-

chen von ihrer sozialen und ethnischen Herkunft sowie von ihrem Geschlecht;
•  Stärkung von Partizipations-, Selbstwirksamkeits- und Kooperationserfahrun-

gen in der demokratischen Schule unter Einbeziehung der Eltern und außer-
schulischer Partner;

•  kontinuierliche individuelle Förderung, sodass alle Schülerinnen und Schüler 
einen qualifizierenden Schulabschluss erreichen.

Grundsätze
1. Inklusion. Die Gemeinschaftsschule steht allen Kindern und Jugendlichen offen, 
unabhängig von ihrer Herkunft und ihren Fähigkeiten, unabhängig von Beeinträch-
tigungen und besonderen Potenzialen. Niemand wird ausgesondert.

2. Repräsentative Zusammensetzung der Schülerschaft. Die Zusammensetzung 
der Schülerschaft der Gemeinschaftsschule orientiert sich an der Struktur der Berli-
ner Bevölkerung unter Berücksichtigung des Umfeldes der Schule.

3. Verschiedenheit wird respektiert. Kinder und Jugendliche unterscheiden sich 
auf vielfältige Weise. Diese Unterschiede werden respektiert; mit ihnen wird kon-
struktiv umgegangen. Kinder und Jugendliche sind jedoch nicht nur verschieden; 
sie haben gleiche Grundbedürfnisse und Rechte.

4. Verantwortung der Schule für ihre Schülerinnen und Schüler. Die Gemein-
schaftsschule unterstützt die Entwicklung aller Fähigkeiten der aufgenommenen 
Kinder und Jugendlichen und zielt in ihrer pädagogischen Arbeit darauf ab, alle 
zum höchstmöglichen Schulabschluss zu führen. Es gilt das so genannte „finnische 
Denken“ in der Schule zu verankern: „Kein Kind beschämen, kein Kind zurücklas-
sen; jedes Kind zählt und verdient Unterstützung.“

5. Stärkung der Partizipation und Gestaltungsfähigkeit. Kinder und Jugendliche 
werden bei der Gestaltung ihrer Schule als Lern- und Lebensort aktiv und verant-
wortlich beteiligt. Die Fähigkeiten zum selbstorganisierten Lernen werden gestärkt. 
Die Ausbildung individueller Interessen wird unterstützt.

6. Eltern sind wichtige Partner. Schule und Eltern kooperieren im Erziehungspro-
zess und unterstützen sich gegenseitig.

7. Öffnung der Schule. Gemeinschaftsschulen öffnen sich ihrem Umfeld. Sie betei-
ligen externe Experten und übernehmen Aufgaben im sozialen Umfeld der Schule. 

8. Verbindung der Schulstufen. Gemeinschaftsschulen können alle Jahrgangsstufen 
der Berliner Schule umfassen. Sofern sie nicht alle Schulstufen umfassen, muss der 
Übergang aus vorangehenden und in folgende Schulstufen durch verbindliche Koo-
peration mit benachbarten Schulen geregelt sein, ohne dass es einer Anmeldung 
oder eines Auswahlverfahrens für die Folgeschule bedarf.

9. Gemeinschaftsschulen sind Ganztagsschulen. Der Tagesablauf wird altersspezi-
fisch rhythmisiert. Selbstbestimmtes Lernen und demokratisches Schulleben erhal-
ten Zeit und Raum.
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